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Grußwort 
 

Jedes wirkliche menschliche Leben ist Begegnung 
 
Aus dem Blickwinkel der Ombudsarbeit für 
Geflüchtete in den Erstaufnahmestellen 
des Landes darf ich Sie grüßen.  
 
Karlsruhe und die Region können stolz 
sein auf die Angebote und Hilfen für Ge-
flüchtete und auch auf ihre Arbeit.  Seit 
über 20 Jahren ist die Stadt mit ihren ak-
tuell drei Erstaufnahmestellen eine wichti-
ge Drehscheibe  für die Ankunft und Ver-
teilung dieser Menschen in ganz Deutsch-
land. 
 
In keiner Stadt in Baden-Württemberg 
wurden über die Jahre in den LEA’S  
(Landeserstaufnahmestellen) mehr Men-
schen aufgenommen. Die Stadtgesell-
schaft  und auch die Region, die in Eg-
genstein eine Unterkunft zur Verfügung 
stellt, leben mit dieser Aufgabe ohne Auf-
regung und mit großer Selbstverständlich-
keit. 
 
Das ist nicht nur badische Liberalität, son-
dern auch ein Verdienst von bürgerschaft-
lichem Engagement mit dem Ziel, Geflüch-
teten, ergänzend zu den staatlichen Hilfen, 
notwendige Beratung und Unterstützung 
anzubieten. 
 
Beim bürgerschaftlichen Engagement 
spielt der Verein „Freunde für Fremde“ seit 
vielen Jahren eine wichtige Rolle. Der 
Staat regelt differenziert mit komplexen 

Rechtsvorschriften wer welches Hilfsan-
gebot bekommt oder auch nicht bekommt. 
Zu den Freunden für Fremde können auch 
die kommen, die andernorts keine Hilfe 
(beispielsweise Deutschkurse) erhalten. 
Diese niedrigschwellige Arbeit ist für die 
Betroffenen, die sonst aus dem Raster 
fallen, wichtig. Die Arbeit ist aber auch für 
die anderen Bürger*innen ein vorbildliches 
Zeichen auf der Grundlage einer humanis-
tischen Haltung. 
 
Die Landeserstaufnahmestellen sind gut 
organisiert und materiell auch gut ausge-
stattet. Trotzdem kann dort immer wieder 
auf die Notwendigkeit von Verbesserun-
gen hingewiesen werden.  Wir nehmen  
gemeinsam pragmatisch Verantwortung 
wahr, arbeiten dabei  für mehr Mensch-
lichkeit und eine vernünftige Flüchtlingspo-
litik. 
 
Der jüdische Philosoph Martin Buber for-
muliert in seinem Werk „Ich und Du“ 
„Jedes wirkliche menschliche Leben ist 
Begegnung“. 
 
Für ihre Arbeit  und ihre Initiative zur Be-
gegnung danke ich Ihnen! 
 
Reinhard Niederbühl 
Ehrenamtliche Ansprechperson der 
Ombudsstelle für Geflüchtete für den Be-
reich Nordbaden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3 
 

Grußwort 
 

Jedes wirkliche menschliche Leben ist Begegnung 
 
Aus dem Blickwinkel der Ombudsarbeit für 
Geflüchtete in den Erstaufnahmestellen 
des Landes darf ich Sie grüßen.  
 
Karlsruhe und die Region können stolz 
sein auf die Angebote und Hilfen für Ge-
flüchtete und auch auf ihre Arbeit.  Seit 
über 20 Jahren ist die Stadt mit ihren ak-
tuell drei Erstaufnahmestellen eine wichti-
ge Drehscheibe  für die Ankunft und Ver-
teilung dieser Menschen in ganz Deutsch-
land. 
 
In keiner Stadt in Baden-Württemberg 
wurden über die Jahre in den LEA’S  
(Landeserstaufnahmestellen) mehr Men-
schen aufgenommen. Die Stadtgesell-
schaft  und auch die Region, die in Eg-
genstein eine Unterkunft zur Verfügung 
stellt, leben mit dieser Aufgabe ohne Auf-
regung und mit großer Selbstverständlich-
keit. 
 
Das ist nicht nur badische Liberalität, son-
dern auch ein Verdienst von bürgerschaft-
lichem Engagement mit dem Ziel, Geflüch-
teten, ergänzend zu den staatlichen Hilfen, 
notwendige Beratung und Unterstützung 
anzubieten. 
 
Beim bürgerschaftlichen Engagement 
spielt der Verein „Freunde für Fremde“ seit 
vielen Jahren eine wichtige Rolle. Der 
Staat regelt differenziert mit komplexen 

Rechtsvorschriften wer welches Hilfsan-
gebot bekommt oder auch nicht bekommt. 
Zu den Freunden für Fremde können auch 
die kommen, die andernorts keine Hilfe 
(beispielsweise Deutschkurse) erhalten. 
Diese niedrigschwellige Arbeit ist für die 
Betroffenen, die sonst aus dem Raster 
fallen, wichtig. Die Arbeit ist aber auch für 
die anderen Bürger*innen ein vorbildliches 
Zeichen auf der Grundlage einer humanis-
tischen Haltung. 
 
Die Landeserstaufnahmestellen sind gut 
organisiert und materiell auch gut ausge-
stattet. Trotzdem kann dort immer wieder 
auf die Notwendigkeit von Verbesserun-
gen hingewiesen werden.  Wir nehmen  
gemeinsam pragmatisch Verantwortung 
wahr, arbeiten dabei  für mehr Mensch-
lichkeit und eine vernünftige Flüchtlingspo-
litik. 
 
Der jüdische Philosoph Martin Buber for-
muliert in seinem Werk „Ich und Du“ 
„Jedes wirkliche menschliche Leben ist 
Begegnung“. 
 
Für ihre Arbeit  und ihre Initiative zur Be-
gegnung danke ich Ihnen! 
 
Reinhard Niederbühl 
Ehrenamtliche Ansprechperson der 
Ombudsstelle für Geflüchtete für den Be-
reich Nordbaden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



4 
 

70 Jahre Genfer Flüchtlingskonvention 
- Grundlage auch unserer Arbeit 

 
In diesem Jahr feiern wir das 70-jährige 
Jubiläum der Genfer Flüchtlingskonventi-
on. Die Konvention legt fest, wer ein 
Flüchtling ist und welche Rechte Flüchtlin-
ge haben. Damit ist sie die unverzichtbare 
Grundlage des internationalen Flüchtlings-
schutzes und gilt unumstößlich für alle 
Vertragsstaaten. 
Gleichzeitig missachten diese immer wie-
der die Rechte von Flüchtlingen. Dies be-
trifft etwa gewaltsame Zurückweisungen - 
sogenannte Push-Backs - an den europäi-
schen Außengrenzen, welche das Non-
Refoulement Prinzip und damit das Herz-
stück der Genfer Flüchtlingskonvention 
verletzen. Wie hat sich der internationale 
Flüchtlingsschutz also entwickelt? Wie 
steht es um die Einhaltung und Bedeutung 
der Konvention heute? 
 
Gründung der Genfer Flüchtlingskon-
vention 
Bis heute ist die Genfer Flüchtlingskon-
vention (Abkürzung GFK) das wichtigste 
internationale Dokument für den Flücht-
lingsschutz. Sie wurde am 28. Juli 1951 
auf einer UN-Sonderkonferenz in Genf 
verabschiedet und trat am 22. April 1954 
in Kraft. Die Genfer Flüchtlingskonvention 
stellt auch die Rechtsgrundlage für das 
Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen (UNHCR) dar. 
Insgesamt sind 149 Staaten der Genfer 
Flüchtlingskonvention beigetreten und/ 
oder dem Protokoll von 1967. 
 
Die Konvention legt klar fest, wer ein 
Flüchtling ist, welchen rechtlichen Schutz, 
welche Hilfe und welche sozialen Rechte 
sie oder er von den Unterzeichnerstaaten 
erhalten sollte. Aber sie definiert auch die 
Pflichten, die ein Flüchtling dem Gastland 
gegenüber erfüllen muss und schließt be-
stimmte Gruppen - wie z.B. Kriegsverbre-
cher - vom Flüchtlingsstatus aus. 
 
Protokoll von 1967 
Die Genfer Flüchtlingskonvention war zu-
nächst darauf beschränkt, hauptsächlich 
europäische Flüchtlinge direkt nach dem 
Zweiten Weltkrieg zu schützen. Um den 
geänderten Bedingungen von Flüchtlingen 
weltweit gerecht zu werden, wurde der 

Wirkungsbereich der Konvention mit dem 
Protokoll von 1967 sowohl zeitlich als 
auch geografisch erweitert.  
 
In Staaten, die weder die Konvention, 
noch das Protokoll unterzeichnet haben, 
ist der Schutz von Flüchtlingen nicht si-
chergestellt. Flüchtlinge erhalten in diesen 
Staaten häufig keinen adäquaten Aufent-
haltsstatus, werden nur vorübergehend 
geduldet oder sind in geschlossenen 
Flüchtlingslagern untergebracht und 
dort Bedrohungen ihrer grundlegenden 
Menschenrechte ausgesetzt. In vielen Fäl-
len haben sie keinen Zugang zu wichtigen, 
in der Genfer Flüchtlingskonvention ver-
bürgten Rechten, wie beispielsweise der 
Zugang zu medizinischer Versorgung, 
Bildung und Sozialleistungen. 
 
Die Genfer Flüchtlingskonvention ist 
unverzichtbar 
Mit dem Wandel der globalen Migrations-
bewegungen und zunehmenden Flücht-
lingszahlen wird die Relevanz der Konven-
tion immer wichtiger. Auch die UNHCR ist 
davon überzeugt, dass die Konvention 
nach wie vor die beste Basis für den 
Flüchtlingsschutz darstellt, nicht zuletzt 
aufgrund der hohen Akzeptanz durch die 
vielen Unterzeichnerstaaten. So finden 
sich beispielsweise Passagen der GFK im 
deutschen Asylgesetz. Bisher hat die Kon-
vention zum Schutz von Dutzenden Millio-
nen Menschen in den verschiedensten 
Situationen beigetragen. 
 
Grundlegender Werteverlust 
Im Jahre des Jubiläums 70 Jahre Genfer 
Flüchtlingskonvention müssen wir aller-
dings von einer Zunahme von „Push-
Backs und Pull-Backs“ als systematischer 
Praxis des Zurückdrängens von Migran-
ten*innen feststellen, die im Widerspruch 
zu der Genfer Konvention steht. Es han-
delt sich dabei um eine teilweise Abschaf-
fung des Flüchtlingsschutzes und damit 
beginnt eine kritische Phase. Wöchentlich 
erfahren wir in den Medien, dass Men-
schen auf Booten zurück ins offene Meer 
getrieben oder mit Schlagstöcken und an-
deren Waffen daran gehindert werden, 
Grenzen zu passieren, Dass kaum eine 
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Regierung mehr bereit ist, aus Seenot 
Gerettete oder eben im Niemandsland 
Gestrandete aufzunehmen, lähmt die ge-
samte Union. Einen „Schiffbuch der Zivili-
sation“ nannte es Papst Franziskus bei 
seinem Besuch auf Lesbos. 
 
Wo Flüchtlinge brutal zurückgewiesen 
werden, wird mit dem Verspechen von 
1951, Verfolgten Schutz zu gewähren, 
ihnen Rechte zu geben wie Pflichten, 

grundlegend gebrochen. Auch der Konflikt 
an der belarussisch-polnischen Grenze 
zeigte, dass nicht mehr den Schutz gebo-
ten werden sollte, sondern vorrangig den 
EU-Außengrenzen. Hier wird ein grundle-
gender Werteverlust sichtbar. Dieser Ent-
wicklung müssen wir entgegenwirken.  
 
Marion Schuchardt 
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Bekenntnis eines Bürgers 
Gedicht von Michael Kursawe 

 
Wie lange müssen wir noch warten, wie 
lange müssen wir noch zusehen, 
wie Frauen, Männer, Kinder, Kranke und 
Senioren im Kugelhagel sterben, 
Aleppo, Homs, Mossul, in der Ukraine 
oder anderswo, auf diesem blauen Plane-
ten, 
Geschichte wiederholt sich leider, wie lan-
ge geht dieser Zustand weiter, 
es geht nicht um Recht oder Machtan-
spruch, was niemand hat, 
außer Gott, oder nennt ihn wie ihr wollt, 
ob Juden, Christen, Muslime, Kurden oder 
Andersgläubige, 
haben wir noch nicht genug gekämpft, als 
711 eine Kultur entstand, 
in der Muslime, Juden und Christen bis 
1492 zueinander fanden, 
die Reconquista ist vorbei, 

wir brauchen keine Pipelines aus Öl oder 
Gas, sondern Pipelines aus Wasser, 
von Island bis nach Afrika, von Island bis 
nach Afrika, 
drum steht auf, gemeinsam alle Menschen 
und Gotteskinder, 
und lasst uns bauen diese Pipeline aus 
Wasser, 
es ist noch nicht zu spät, es ist noch nicht 
zu spät, 
ein Konsortium aus allen Kontinenten wird 
sie konstruieren, 
Wasser ist Leben, Waffen egal ob biolo-
gisch, chemisch oder atomar 
sind zu verbannen von diesem einzigarti-
gen blauen Planeten,  
lasst ihn gemeinsam leben. 
Unseren einzigartigen Planeten, lasst ihn 
gemeinsam leben. 
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Was wir von der neuen Regierung für unsere Arbeit erwarten und erhoffen können – 
ein Blick in den Koalitionsvertrag 

 
Der Abschnitt „Integration, Migration, 
Flucht“ (S.137 ff) beginnt mit dem Satz 
„Wir wollen einen Neuanfang in der Migra-
tions- und Integrationspolitik gestalten, der 
einem modernen Einwanderungsland ge-
recht wird. Dafür brauchen wir einen Pa-
radigmenwechsel“ … - ein Paradigmen-
wechsel, das haben wir uns in den letzten 
Jahren in diesem Bereich oft gewünscht. 
Häufig hatten wir den Eindruck, dass poli-
tisch Verantwortliche in Flüchtlingen Men-
schen sehen, deren Kommen nach Mög-
lichkeit zu verhindern ist. Sind sie dann 
aber doch da, so ist zu überlegen, in wel-
ches Land sie zurück geschickt werden 
können oder mit welcher Begründung in 
ihr Heimatland abgeschoben. Die Er-
kenntnis, dass es sich bei Flüchtlingen im 
Regelfall um Menschen in Not handelt, 
verfolgt, unterdrückt, mit dem Tode be-
droht oder in größter Armut lebend, nicht 
wissend wie sich und die Familie ernäh-
ren, konnten wir oft nicht erkennen. Wenn 
der hier angekündigte Paradigmenwechsel 
in diese Richtung geht, dann ist für die 
Menschlichkeit in unserem Land viel ge-
wonnen. 
Welche Anhaltspunkte, die unsere Arbeit 
betreffen, bietet der Koalitionsvertrag hier-
zu? 
 
Häufig kommen junge Männer in unsere 
Sprechstunde, die als Geduldete hier sind. 
Diese Duldung ist kein Aufenthaltstitel, 
sondern die Aussetzung der Abschiebung 
und muss alle drei Monate neu gewährt 
werden. Bei ihnen wurde der Asylantrag 
abgelehnt, aber es gibt Gründe, weshalb 
sie nicht in ihr Heimatland zurück ge-
schickt werden können, oft, weil sie keinen 
Nationalitätenpass haben und deshalb 
nicht klar ist, woher sie kommen. Ihre Si-
tuation bleibt über Jahre hin unverändert.  
 
Manchen von ihnen gelingt es trotzdem, 
einen Ausbildungsplatz zu finden oder sie 
konnten bereits eine Ausbildung beginnen. 
Und dann kam es immer wieder vor, dass 
sie während der Ausbildung oder kurz be-
vor sie sie  beginnen wollten, abgescho-
ben werden sollten oder abgeschoben 
wurden. Oft, aber nicht immer konnte die 
Abschiebung durch das Engagement der 

Ausbilder verhindert werden und es gab 
zunehmend Druck von Wirtschaftsverbän-
den. Dringend werden in vielen Bereichen  
Auszubildende gesucht und so stellte sich 
immer häufiger die Frage, ob hier nicht 
eine Lösung gefunden werden kann, die 
beiden Seiten hilft.  
 
Erste Ansätze dazu gibt es bereits. Sie 
sollen deutlich verbessert werden - so sagt 
es der Koalitionsvertrag. Auf. S. 138 fin-
den wir dazu folgende Aussage: „Wir wol-
len Geduldeten in der Ausbildung und ih-
ren Betrieben mehr Rechtssicherheit 
durch eine Aufenthaltserlaubnis (§ 60 
AufenthG) verleihen.“ Und noch eine an-
dere Möglichkeit sieht der Koalitionsver-
trag für Langzeitgeduldete vor: wer am 1. 
1. 2022 seit fünf Jahren in Deutschland 
lebt, nicht straffällig geworden ist und sich 
zur freiheitlich demokratischen Grundord-
nung bekennt, kann eine Aufenthaltser-
laubnis auf Probe erhalten. Diese Men-
schen können sich dann in diesem Jahr 
einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz su-
chen und einen Pass beschaffen, damit 
sie dann ein Bleiberecht erhalten können 
(S. 139). Da die Passbeschaffung oft we-
gen fehlender Dokumente sehr schwierig 
ist (noch im Heimatland lebende Familien-
angehörige würden sich gefährden, wenn 
sie für den Geflüchteten Dokumente be-
sorgten), ist auch hier eine Lösung vorge-
sehen: eine eidesstattliche Versicherung 
kann als Ersatz akzeptiert werden. 
 
All diese Vorhaben der Regierung können 
wir nur begrüßen und als hilfreiche Mög-
lichkeit für Geflüchtete sehen, hier eine 
Lebensperspektive zu entwickeln. Dass 
damit auch dem Fachkräftemangel abge-
holfen werden kann, ist gesamtgesell-
schaftlich gesehen außerdem sehr erfreu-
lich. Und es liegen ja bereits genügend 
positive Erfahrungen mit geflüchteten vor, 
die hier in Ausbildung und Arbeit sind. 
 
Ein weiteres Problem, mit dem wir seit 
Beginn unserer Arbeit bis heute immer 
wieder konfrontiert werden, ist die Situati-
on ausländischer Ehefrauen deutscher 
Männer, die in ihrer Ehe Gewalt erleben. 
Sie haben ihr Aufenthaltsrecht auf Grund 
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ihrer Ehe mit einem deutschen, ein sog. 
abgeleitetes Aufenthaltsrecht. Die Ehe 
muss mindestens drei Jahre bestehen, 
damit die Frau einen eigenen Aufenthalt 
bekommen kann. Wenn sie aber bald 
nach der Heirat Gewalt erleben muss, 
dann hat sie entweder die Möglichkeit, 
sich zu trennen und in ihr Land zurück zu 
gehen oder sie muss ihre Situation ertra-
gen. Häufig kommen die Frauen aus einer 
Kultur oder einer Familie, in der geschie-
dene Frauen diskriminiert werden und eine  
Schande für die Familie sind. Eine äußerst 
schwierige Situation! 
 
Eine klare Lösung zeigt der Koalitionsver-
trag hier nicht, aber das Problem ist im 
Blick, denn es steht dort (S. 139): „wir wol-
len eine präzisere Regelung für Opfer 
häuslicher Gewalt, die nur ein abgeleitetes 
Aufenthaltsrecht besitzen.“ Hoffen wir, 
dass die Situation dieser Frauen noch ge-
nauer bedacht und einer Lösung zugeführt 
wird, die für die Frauen hilfreich ist. Die 
Frauenhäuser werden sich ebenfalls da-
rum bemühen. 
 
Die letzten Punkte, die ich kurz anführen 
möchte, haben nicht unmittelbar mit unse-
rer praktischen  Arbeit zu tun, sondern 
lassen eher Ansätze für eine beabsichtigte 
Verbesserung der Flüchtlingssituation all-
gemein erkennen. 
 
Da ist vorgesehen, dass allen Menschen, 
die nach Deutschland kommen, von An-
fang an Integrationskurse angeboten wer-
den (S. 139). Das hat sicher den Vorteil, 
dass sie die Möglichkeit einer sinnvollen 
Beschäftigung haben und ihre Zeit eine 
Struktur. Und es profitieren auch diejeni-
gen davon, die nicht hier bleiben können, 
denn Zugang zu einer Fremdsprache ist 
immer ein Gewinn; für manche könnte es 
auch eine Chance zur Alphabetisierung 
sein, die sie bisher nicht hatten. 
 
In die gleiche Richtung geht, dass Kinder 
und Jugendliche schnell Zugang zu Bil-
dung bekommen sollen. Damit wären 

dann auch während des Aufenthalts in der 
Erstunterbringung schulische Angebote 
vorgesehen. Auf Grund unserer Erfahrung 
mit der Arbeit in Erstunterkünften können 
wir das nur begrüßen, auch als Entlastung 
für die Eltern (S. 139). 
 
Und schließlich noch ein weiterer Punkt: 
Ankerzentren (Zentren für Ankunft, Ent-
scheidung, Rückführung), große Erstun-
terkünfte mit mehreren Behörden, einge-
zäunt und von der Polizei bewacht, sollen 
nicht weiterverfolgt werden, sagt der Koali-
tionsvertrag (S. 140). Das ist zu begrüßen, 
denn so wie sie praktiziert wurden, verhin-
derten sie jeden Kontakt zur Bevölkerung 
und waren durch ihre Größe Orte häufiger 
Konflikte - allerdings wird hier nichts darü-
ber gesagt, wir Erstunterkünfte men-
schenwürdig gestaltet werden könnten - 
hier müsste noch weitergedacht werden! 
 
Abschließend noch ein Blick darauf, was 
der Koalitionsvertrag über die ungelöste 
Frage der Flüchtlingsaufnahme in der EU 
sagt: Dazu heißt es (S. 141), man wolle 
„mit einer Koalition der aufnahmebereiten 
Mitgliedsstaaten vorangehen“, d. h. also 
die bisher abgelehnte Koalition der Willi-
gen praktizieren. Das ist prinzipiell zu be-
grüßen, führt aber sofort zu der Frage: 
werden die Länder hier mitziehen? 
 
Und jetzt zurück zu der Frage, was wir für 
unsere Arbeit zu erhoffen haben. So wie 
ich die Aussagen des Koalitionsvertrags 
verstehe, können wir durchaus darauf hof-
fen, dass diese Regierung eine andere 
positivere Haltung Flüchtlingen gegenüber 
hat als ihre Vorgängerin - erfreulich für 
uns! Manches bleibt allerdings noch unge-
nau. Und schließlich liegt es an den Be-
hörden vor Ort, wie die Vorgehen umge-
setzt werden. Hoffen wir auch da auf eine 
Koalition der Willigen - wir werden dabei 
sein und tun was wir können. 
 
Gertrud Stihler 
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Ein 15-Jähriger auf einer beschwerlichen Lebensreise 
 

Mit 15 Jahren hat Ahmed  - so soll er hei-
ßen - Pakistan verlassen. Über den Iran, 
die Türkei, Griechenland, die Balkanroute 
und Österreich kam er mit  LKW, Bus, Au-
to, Schlauchboot und Bahn im Jahre 2016 
nach etwa 10 Monaten in Deutschland an. 
Hier erhielt er einen Vormund des Ju-
gendamts, der für ihn einen Asylantrag 
stellte.  
 
Der Vater von Ahmed war bereits an 
Krebs gestorben. Die Familie war sehr 
arm. Sie  baute Reis, Weizen, Kartoffeln, 
Knoblauch und Tomaten an und lebte auf 
sehr niedrigem Niveau von dieser Land-
wirtschaft. Nach dem Tod des Vaters ver-
suchten dessen Brüder, die Familie zur 
kostenlosen Abgabe der landwirtschaftli-
chen Grundstücke zu drängen. Die Kinder 
wurden beschimpft und geschlagen. Die 
Mutter wurde unter ständigen Druck ge-
setzt. Ahmed fühlte sich derartig unter-
drückt, dass er das Leben in Pakistan 
nicht mehr aushalten wollte und in Ab-
sprache mit seiner Mutter das Land ver-
ließ. 
 
Ahmeds Identität war ungeklärt. Einen 
pakistanischen Pass hatte er nicht. Auch 
eine ID-Karte  - vergleichbar einem deut-
schen Personalausweis - hatte er nicht, 
weil man dieses Dokument in Pakistan 
erst mit 18 Jahren erhalten kann. Diese 
ungeklärte Identität schadete ihm jedoch 
während des Asylverfahrens nicht, weil 
einem Asylbewerber nach deutschem 
Recht nicht zugemutet wird, während des 
Asylverfahrens mit den Heimatbehörden 
Kontakt aufzunehmen, um einen National-
pass zu beantragen.  
 
Im Jahre 2017 begann er eine Ausbildung 
als Krankenpflegehelfer. Diese Ausbildung 
schloss er im Jahre 2019 erfolgreich ab 
und leitete dann über in eine ergänzende 
Ausbildung als Krankenpfleger. Da wäh-
rend des Laufes eines Asylverfahrens eine 
Erwerbstätigkeit gem. § 61 AsylG möglich 
ist, wurden beide Ausbildungen erlaubt. 
 
Im Jahre 2018 lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge allerdings den 
Asylantrag  ab, da - wie man aus dem 
oben geschilderten Sachverhalt in der Tat 

erkennen kann - keine tragenden Asyl-
gründe vorhanden waren. Die gegen die 
Ablehnung eingereichte Klage wurde vom 
Verwaltungsgericht (VG) erst nach fast 2  
3/4 Jahren  behandelt und abgewiesen. 
Seitdem war Ahmed nicht mehr in dem 
geschützten Status des Asylverfahrens. 
Es war sein Glück, dass das Verwaltungs-
gericht  bis zur negativen Entscheidung so 
viel Zeit gebraucht hatte, dass er die 1. 
Ausbildung als Krankenpflegehelfer ab-
schließen und eine darauf aufbauende 
weitere Ausbildung als Krankenpfleger 
beginnen konnte. 
 
Mit der negativen Gerichtsentscheidung 
aber hörte dieses Glück auf. Denn jetzt 
war er nur noch geduldet gem. § 60 a Abs. 
2 AufenthG und stand in der Gefahr einer 
Abschiebung. Um eine solche Abschie-
bung umsetzen zu können, war er nun  
verpflichtet, seine Identität nachzuweisen 
und einen pakistanischen Pass vorzule-
gen. Das Regierungspräsidium Karlsruhe 
forderte ihn zweimal eindringlich auf, die-
ser Verpflichtung nachzukommen. 
 
Ahmed war damals in einer sehr belaste-
ten depressiven Phase und kümmerte sich 
um diese Verpflichtung nicht. Und damit 
war klar, dass das eintreten würde, was 
das Gesetz für diese Fälle vorsieht, näm-
lich die bisherige Duldung wurde abgewer-
tet in eine sog. „Duldung light“ gem. § 60 b 
AufenthaltsG. Und damit begannen die 
großen Probleme!  Denn wer unter diese 
Gruppe fällt, wird bewusst massiv unter 
Druck gesetzt, indem ab sofort gem. § 60 
b Abs. 6 AufenthG keine Erwerbstätigkeit 
mehr erlaubt ist. Das war der politische 
Sinn dieser Vorschrift, die am 15.08.2019 
mit dem „Gesetz zur besseren Durchset-
zung der Ausreisepflicht“  eingeführt wur-
de. Damit sollten diejenigen, die kein Auf-
enthaltsrecht erhalten konnten und die 
sich oft durch Schwindeleien, falsche An-
gaben oder fehlende Mitwirkung der Ab-
schiebung entzogen, gezwungen werden, 
die Rückkehr in das Heimatland ernsthaft 
zu betreiben. 
 
Damit waren die im Aufenthaltsgesetz  
vorgesehenen großen Perspektiven, die 
Ahmed hatte  - nämlich letztlich der Erhalt 
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beiters wurde in einem Arbeitsbereich, der 
sowieso unter großem Personalmangel 
leidet  - verstärkt durch Corona – als sehr 
bedauerlich angesehen. 
 
Der Schock, der durch die Erteilung der 
„Duldung light“ erfolgte, hatte allerdings 
auch sein Gutes und führte bei Ahmed 
innerhalb kürzester Zeit dazu, dass er er-
kannte, in der Gefahr zu sein, alles zu ver-
lieren, was er sich über Jahre aufgebaut 
hatte. Das führte zu einem radikalen 
„Schalterwechsel“ mit der Folge, dass er 
sich ab sofort mit größtem Einsatz darum 
bemühte, eine pakistanische ID-Karte und 
einen pakistanischen Pass zu erhalten. 
Hierbei bietet die Unterstützung seiner 
noch in Pakistan lebenden Familienmit-
glieder eine unersetzliche Hilfe. Natürlich 
geht das nicht von heute auf morgen, son-
dern auch in Pakistan sind - wie in jedem 
Land  - zunächst etliche administrative 
Hürden zu bewältigen, um an die erforder-
lichen Personenstandspapiere zu gelan-
gen. Nebenbei: Das betrifft in jüngster Zeit 

in besonderer Weise afghanische Flücht-
linge, deren Identität ungeklärt ist und die 
zur Beschaffung von 
Personenstandsdokumenten auf die Hilfe 
der neuen Verwaltungsstrukturen unter 
der Herrschaft der Taliban angewiesen 
sind. 
 
So ist der Stand der Dinge!  Das Regie-
rungspräsidium als zuständige Behörde 
für die Erteilung der „Duldung light“ wird 
über diese Bemühungen auf dem Laufen-
den gehalten. So ist zu hoffen und abzu-
warten, dass Ahmed doch wieder auf den 
vorigen Stand mit einer guten Zukunfts-
perspektive zurückgebracht werden kann. 
Als nächstes würde dies bedeuten, dass 
er wieder eine Beschäftigungserlaubnis 
bekommt und seine Ergänzungsausbil-
dung als Krankenpfleger zu Ende bringen 
kann. Wenn er weiter so aktiv mitarbeitet 
wie in den letzten Monaten, sind die Aus-
sichten gut. 
 
Franz Hoß - Rechtsanwalt 
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einer Aufenthaltserlaubnis gem. § 19d 
AufenthG nach Abschluss einer Ausbil-
dung für beruflich qualifizierte Geduldete  - 
zerstört.  Mit der Regelung des § 19 d 
(vorher § 18 a), die erst 2008 in das Ge-
setz aufgenommen wurde und die es im  
AusländerG  - dem Vorläufer des Aufent-
haltsG  - überhaupt nicht gab, sollte das 
Potential an geduldeten Fachkräften ge-
nutzt werden. Dieser Gesichtspunkt hat 
mit dem in den vergangenen Jahren sicht-
bar geworden Fachkräftemangel ständig 
an Bedeutung gewonnen.  Erst kürzlich 
ging folgende Meldung durch die Presse: 
„Dramatischer Fachkräftemangel - 
Deutschland fehlen 465.000 Arbeitskräf-
te - Wirtschaftsminister Habeck alar-
miert“. 
 
Neben § 19 d AufenthG dient § 25 b 
AufenthG („Aufenthaltsgewährung bei 
nachhaltiger Integration“  - erst zum 
01.08.2015 in das AufenthG aufgenom-
men) einem ähnlichen Ziel, nämlich den-
jenigen Geduldeten, die sich hier in vollem 
Umfang integriert haben, eine Bleibeper-
spektive zu verschaffen. Von diesen bei-
den Möglichkeiten wird inzwischen auch in 
hohem Maße erfolgreich Gebrauch ge-
macht.   Weitere wichtige Vorschriften auf 
dem Weg zu einem gesicherten Aufenthalt 
sind darüber hinaus § 25 a AufenthG 
(“Aufenthaltsgewährung bei gut integrier-
ten Jugendlichen und Heranwachsenden“ 
- eingeführt im Jahre 2011) sowie die Be-
stimmungen des § 60 c AufenthG (“Aus-
bildungsduldung“- in Kraft seit 01.01.2020)  
und des § 60 d AufenthG (“Beschäfti-
gungsduldung“  - ebenfalls in Kraft seit 
01.01.2020). 
 
Man sieht an der Fülle dieses „Instrumen-
tenkastens“, dass sich in den vergange-
nen Jahren viel bewegt hat,  um Men-
schen einen gesicherten Einstieg in unse-
re Gesellschaft zu ermöglichen. Allerdings 
ist der Gesetzgeber in einem Punkt bei 
diesen  Vorschriften nach wie vor sehr 
streng: Die eindeutige Identität muss 
geklärt sein oder der Betroffene muss 
zumindest den Nachweis erbringen, 
dass er alle ihm zumutbaren Schritte 
getan hat, um seine Identität zu klären.  
Sonst gibt es diese Bleiberechtsmöglich-
keiten nicht. 
 

Die im Jahre 2001 tagende Kommission  
unter der Leitung der damaligen Bundes-
tagspräsidentin Süssmuth, die sich 1 Jahr 
lang eingehend  mit Zuwanderungsfragen 
befasste. verkündete zum Abschluss ihrer 
Analysen: „Deutschland ist faktisch zu 
einem Einwanderungsland geworden.“ 
Das war damals eine sensationell erschei-
nende Bewertung nach Jahrzehnten all-
gemeiner gesellschaftlicher Zurückhaltung 
gegenüber einer bis dahin sehr kritisch  
eingeschätzten Bewertung von Zuwande-
rung. Die Bereitschaft, die  Hürden für die 
Zuwanderung von Fachkräften zu senken, 
hat seitdem zugenommen und seinen ge-
setzlichen Niederschlag im Fachkräftezu-
wanderungsG vom 15.08.2019  (in Kraft 
seit 01.03.2020) gefunden. Die Bereit-
schaft, Menschen eine Aufnahme anzubie-
ten, die als Arbeitskräfte offenbar dringend 
benötigt werden, hat sich  vor allem in den 
neuen Vorschriften des Abschnitts 4 des 
AufenthaltsG (§§ 18 – 21) niedergeschla-
gen. 
 
Das ist die neue Realität! Wer davor die 
Augen verschließt - wie die AFD und die 
rechte Szene insgesamt  - will diese Reali-
tät nicht wahrnehmen. Ob es gefällt oder 
nicht gefällt: Tatsache ist, dass die Men-
schen in Deutschland zunehmend bunter 
und vielfältiger werden. Wir müssen uns 
daran gewöhnen, dass wir im täglichen 
Alltag  - nicht nur in der Gastronomie, im 
Krankenhaus, in Pflegeheimen, im Einzel-
handel  - zunehmend von Menschen be-
treut und bedient werden, die einen Migra-
tionshintergrund haben. 
 
Zurück zu dem Ausgangsfall ´Ahmed´ 
in diesem Artikel: 
 
Für ihn brach mit dem Wegfall seiner 
„normalen“  Duldung (inklusive Beschäfti-
gungserlaubnis) und der statt dessen nur 
noch erhaltenen „Duldung light“ gem. § 60 
b  AufenthG und dem damit verbundenen 
Arbeitsverbot die bis dahin vorhandene 
positive Zukunftsperspektive zusammen. 
  
Auch der Arbeitgeber war sehr unglück-
lich, denn er war mit den Leistungen von 
Ahmed im Pflegebereich und seiner lie-
benswürdig-freundlichen Umgangsart mit 
den pflegebetroffenen Personen hochzu-
frieden. Der Ausfall eines solchen Mitar-
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Hier oder Daheim, wohin gehöre ich? 
 

Aus meiner Beratungsarbeit bei Freunde 
für Fremde möchte ich über drei Personen 
erzählen, über ihre Zerrissenheit und der 
Suche, wo ihre Wurzeln  Heimat finden. 
 
Frau A. kommt aus Afghanistan, ihre El-
tern leben im Landkreis Karlsruhe, sie in 
Karlsruhe. Sie lebt nun sechs Jahre hier, 
ein Drittel ihres Lebens. Betrachtet man 
sie, unterscheidet sie sich äußerlich nicht 
von anderen jungen Menschen. Sie ist 
eine junge Frau, die sich freut, sich mit 
Freunden zu treffen, Zeit zu verbringen, in 
die Schule zu gehen und ihr Leben selbst 
zu gestalten. 
 
Im Gespräch mit ihr wird ihre Zerrissenheit 
deutlich. Sie hat ein schlechtes Gewissen, 
weil sie das Leben haben möchte ihrer 
Generation, wissend, ihrer Mutter kann sie 
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Herr H. kommt aus Syrien. Seine Familie 
und er entscheiden 2015, der Sohn soll 
flüchten, da seine Eltern keine Zukunft für 
ihn in Syrien sahen. Dann macht sich H., 
der in sechs Monaten 17 Jahre alt wird, 
auf den Weg nach Deutschland. Die 
Flucht wird vom ersparten und geliehenen 
Geld finanziert. Die Eltern und er wissen, 
sollte er wohlbehalten in Deutschland an-
kommen und als Geflüchteter anerkannt 
werden, kann er seine Eltern nachholen. 
 
Er wird geschickt, sein Land zu verlassen, 
um der Familie eine bessere Zukunft zu 
ermöglichen. Welch eine Last, welch eine 
Verantwortung trägt H., wenn er in 
Deutschland ankommt. 
 
Gemäß unserer Gesetzgebung werden 
minderjährige Geflüchtete in Obhut ge-
nommen. Sie bekommen einen Vormund 
und werden in der Jugendhilfe betreut. 
Sicher ist diese Betreuung sehr individuell, 
H. muss nicht in einem Camp wohnen. Der 
Vormund hat eine sehr große Verantwor-
tung, durch dessen Handeln wird die Zu-
kunft von H.  abhängig sein. 
 
Das BAMF anerkennt ihn als Geflüchteter. 
H. ist glücklich, er hofft nun seine Familie 
nachholen zu können .Doch die Zeit einen 
Antrag auf Familiennachzug zu stellen, 

verstreicht, läuft ab und die Chance, die 
Familie zu sehen in dem Land, in das er 
flüchtete, ist vorbei. 
 
Die Gefühle von H. in dieser Situation, ich 
bin nicht in der Lage sie zu beschreiben,  
alles was er auf sich genommen hatte als 
junger Mensch wird in Frage gestellt. 
Durch einen glücklichen Zufall trifft er 
Menschen, die ihn auffangen, motivieren 
mit ihm kämpfen und ihn begleiten durch 
den Dschungel der Paragrafen und den 
Wirren der Ämter. 
 
Betrachte ich ihn heute 2022, engagiert, 
mit einer abgeschlossenen Ausbildung als 
Facharbeiter, zusammen mit seinem Va-
ter, scheint die Welt in Ordnung. 
Nein, sie ist es noch lange nicht, der 
Schmerz, den er ertragen musste, ist ein-
geprägt. Noch vermisst er seine Mutter 
und seine Geschwister. Es scheint auch 
hier die Möglichkeit zu geben, dass sie im 
kommenden Jahr nachreisen dürfen. 
Sein Lachen, seine Kraft ist beeindru-
ckend, auch was er erleben musste ohne 
seine Schuld. 
 
Reicht es zu sagen " wo viel Schatten ist 
viel Licht"?  
 
Angelika Steffen 
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Äthiopische Doktorantin in Not 
 

Ein Mitarbeiter des KIT, Advisor for 
internationally researchers, wandte sich im 
Sommer an unseren Verein mit der Frage, 
wie man einer jungen Frau aus Äthiopien 
helfen kann, die zum Abschluss ihrer Dis-
sertation aus der Heimat mit einem Touris-
tenvisum und einer äthiopischen Reise-
Krankenversicherung eingereist war und 
am Tage nach der Ankunft einen Schlag-
anfall erlitt. Sie hatte in Karlsruhe studiert, 
in der Heimat als Dozentin für Chemie an 
der Uni Adis-Abeba gearbeitet, dort eine 
Familie gegründet und drei Kinder gebo-
ren. Jetzt wollte sie Ihre Doktorarbeit ver-
teidigen im Alter von 33 Jahren. 
 
Als medizinischer Berater wurde ich mit 
dem Problem konfrontiert. In sehr erfreuli-
cher Zusammenarbeit mit dem Mitarbeiter 
des KIT haben wir die Möglichkeiten son-
diert. 
 
Die junge Frau kam als Notfall sofort in 
das Klinikum und wurde dort adäquat und 
erfolgreich therapiert, so dass die Läh-
mungen nach einem Tag verschwunden 
waren und sie am dritten Tag entlassen 
werden konnte. Bei der Ursachenfor-
schung fand sich ein Defekt in den Herz-
vorhöfen – ein offenes foramen ovale – als 
Relikt einer nicht vollendeten Entwicklung 
des werdenden Lebens. Diese Diagnose 
erfordert eine Operation, um zu verhin-
dern, dass noch mal ein Blutgerinsel direkt 
in das Hirn gelangen kann. 
 
Jetzt war die Frage zu klären, wer das 
bezahlen soll. Der Mitarbeiter des KIT 
konnte erreichen, dass die Wissenschaft-
lerin für eine kurze Zeit (einen Monat) als 
Mitarbeiterin der Uni eingestellt und damit 
versichert wurde. Nach Rücksprache mit 
dem Auswärtigen Amt wurde auch das 
Reisevisum in ein dreimonatiges Arbeitsvi-
sum umgewandelt. Damit war der Weg frei 
für eine notwendige Weiterbehandlung. 
Ein befreundeter Kardiologe musste leider 
feststellen, dass die übliche Behandlung 
des „foramen ovale“ mit einem 
kathetergeführten Schirmchen auf Grund 
der Größe des Defektes nicht möglich ist. 
 

Es musste eine Operation am offenen 
Herzen durchgeführt werden. So habe ich 
die junge Frau schließlich in das Herzzent-
rum Lahr geschickt, wo ich sehr gute Er-
fahrungen mit einer vergleichbaren Opera-
tion bei einer über achtzigjährigen Freun-
din gemacht hatte. Die Operation ist er-
folgreich mit Herz-Lungenmaschine am 
offenen Herzen durchgeführt worden. Die 
Patientin hat sich in der angeschlossenen 
Reha bestens von der Operation erholt 
und besuchte mich nach 5 Wochen dank-
bar mit kleinen äthiopischen Handarbeiten 
als Geschenk. 
 
Gleichzeitig flatterte ihr eine Rechnung 
vom Klinikum ins Haus für die Erstbehand-
lung über 7.500.00 €, die zu bezahlen die 
äthiopische Versicherung ablehnte mit 
dem Argument, der Defekt habe ja schon 
vor der Reise bestanden. Ein böser Brief 
von mir, der klarstellte, dass eine Reise-
versicherung ja unerwartete Krankheitsfäl-
le auf der Reise abdecken muss, wurde 
gar nicht beantwortet. 
 
Die Klinikverwaltung mahnte ihre Rech-
nung an. Nach längeren Verhandlungen 
mit der Verwaltung konnten wir dann eine 
Teilzahlungsvereinbarung über 12 Monate 
aushandeln. Da die Dozentin in der Hei-
mat mal gerade 300 € verdient, ist auch 
das für sie nicht machbar. Freunde aus 
ihrer Heimat, die jetzt in Karlsruhe leben, 
haben nun die erste Rate aufgebracht. Die 
junge Frau musste - und wollte auch - 
nach 3 Monaten ausreisen.  
 
Ich habe ihr auf den Weg mitgegeben, 
sich in der Heimat mit einem Anwalt an die 
Versicherung zu wenden. Das Klinikum 
kann ja wohl in Äthiopien keinen sofortigen 
Zahlungsbefehl erwirken. 
 
Ich wurde aber schon von der Klinik ange-
rufen und habe mitgeteilt, dass die Dame 
abgereist ist und von mir keine weitere 
Hilfe zu erwarten ist. 
 
Dr. Rüdiger Schwenke 
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In Karlsruhe angekommen 
 

Wir trafen uns im Jahr 2015 in Karlsruhe. 
Da stand mir also ein 52 jähriger Mann 
gegenüber, der seit zehn Jahren von Spa-
nien aus seine in Nigeria lebende Frau, 
die Tochter und die drei Söhne unterstützt 
hatte. Da Arbeit in Spanien knapp gewor-
den war, hatte er den Schritt nach 
Deutschland gewagt, um von dort aus sei-
ne Familie zu unterstützen. Ein Taxifahrer 
am Flughafen von Baden-Baden hatte ihm 
geraten: ´Versuch´s in Karlsruhe; da gibt´s 
Arbeit´.   
 
Ausgestattet mit einer Arbeits- und Auf-
enthaltserlaubnis für die EU musste der 
Migrant innerhalb weniger Wochen Woh-
nung und Arbeit finden. Sozialleistungen 
würden ihm ja erst nach drei Jahren Arbeit 
zustehen. - ´Freunde für Fremde´ - darun-
ter auch ein sowohl Englisch als auch 
Spanisch sprechender Mitarbeiter - unter-
stützten ihn anfangs auch finanziell und 
bei der Suche nach Wohnung und Arbeit.  
 
Von seiner kleinen Zwei-Zimmer-
Souterrainwohnung in Karlsruhe-
Knielingen fuhr er dann wenig später fast 
täglich zur Arbeit. Sein Fleiß und sein 
Kenntnisse der spanischen Sprache 
machte ihn in dem tollen Restaurant Terra 
Mare (spanische und griechische Küche) 
in der Ritterstraße zu einem geschätzten 
Mitarbeiter. In der dann von Corona-
Einschränkungen geprägten Zeit arbeitete 
er zunächst in der Kältekammer einer Le-
bensmittelkette und später - ebenfalls 
Vollzeit - lange Zeit vor dem Backofen 
einer großen Karlsruher Bäckerei.  
 
Weil er den größten Teil seines Verdiens-
tes zur Unterstützung seiner Familie ver-
wandte, war es ihm trotz enormer Spar-
samkeit finanziell nicht möglich, seine Frau 
und die vier Kinder im fernen Nigeria zu 
besuchen. Christen aus evangelischen 
Gemeinden im Kirchenbezirk Karlsruhe 
Land ermöglichten ihm schließlich 2018 
den Flug zu seiner Familie. Ein erstes lang 
ersehntes Wiedersehen nach zwölf Jah-
ren,  welche Freude!  
 

Bei Behördengängen und bei vielen Fra-
gen haben ihm immer wieder Kontakte 
nicht nur zu Mitarbeitern von ´Freunde für 
Fremde´, sondern auch zu einer sich au-
ßerordentlich einsetzenden Mitarbeiterin 
von der Karlsruher AWO sehr geholfen.  
 
Im November 2021 wurde dann der große 
Wunschtraum von ihm Wirklichkeit. Seine 
Ehefrau und sein 17 Jahre zählender 
Sohn dürfen im Rahmen des Familien-
nachzuges endlich nach Deutschland 
kommen. Die volljährigen Kinder, also sei-
ne 22 jährige Tochter und ihre 20 und 18 
Jahre alten Brüder müssen jedoch in La-
gos bleiben, wo sie gegenwärtig ihre Aus-
bildungen absolvieren.  
 
Die Flugkosten für Frau und Sohn sind 
erneut von Gemeindegliedern übernom-
men worden. 
 
Überschattet wird die Ankunft der beiden 
durch eine ganz plötzliche lebensbedrohli-
che Malariainfektion seiner Frau. Umge-
hend wird sie ins Karlsruher Klinikum ein-
geliefert; doch ist ihre Leber durch die Ma-
laria bereits so stark angegriffen, dass sie 
nunmehr dreimal wöchentlich auf die Dia-
lyse angewiesen ist. So beginnt für sie der 
notwendige Integrationskurs erst später, 
während der 17-jährige Sohn seine in La-
gos erworbenen Deutschkenntnisse schon 
seit einigen Monaten in einer jeweils 30 
Wochenstunden umfassenden Sprach-
schule erweitern kann. Auf die Frage, ob 
ihm in der neuen Heimat schon einmal 
Rassismus begegnet sei, antwortet er mit 
einem fröhlichen ´Noch nie´. 
 
Die vom christlichen Glauben geprägten 
Neubürger sind für alle bisher erfahrene 
und zukünftige Hilfe sehr dankbar. Die 
Familie bittet um Hilfe: erstens angesichts 
der gegenwärtigen gesundheitlichen Ein-
schränkung der Ehefrau, zweitens bei der 
Suche nach einer etwas größeren Woh-
nung und drittens beim Finden einer Voll-
zeitarbeit statt der gegenwärtigen nur 35 
Wochenstunden einer Zeitarbeitsfirma. 
 
Andreas Wellmer  
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Statistik der Beratungsarbeit 
 
 
Land Männer Frauen gesamt Erstkontakte Folgekontakte 
Afghanistan 11 13 24 11 13 
Albanien 2 2 4 0 4 
Äthiopien 0 2 2 1 1 
Bosnien 0 3 3 0 3 
Brasilien 0 3 3 1 2 
Chile 1 0 1 0 1 
Deutschland 9 34 43 27 16 
Eritrea 1 0 1 1 0 
Gambia 29 0 29 7 22 
Georgien 0 1 1 1 0 
Griechenland 5 0 5 4 1 
Irak 2 0 2 2 0 
Iran 3 2 5 2 3 
Israel 3 0 3 1 2 
Kamerun 4 3 7 6 1 
Kosovo 4 7 11 2 9 
Libanon 2 0 2 0 2 
Moldawien 0 1 1 0 1 
Nepal 0 1 1 1 0 
Nigeria 34 6 40 7 33 
Pakistan 2 4 6 0 6 
Rumänien 1 3 4 2 2 
Russland 1 0 1 1 0 
Senegal 4 0 4 3 1 
Serbien 0 1 1 1 0 
Somalia 1 0 1 1 0 
Sri Lanka 0 1 1 1 0 
Syrien 8 8 16 6 10 
Togo 5 4 9 4 5 
Türkei 2 1 3 2 1 
Uganda 0 1 1 1 0 
Uigurien 1 0 1 0 1 
unbekannt 9 0 9 9 0 
Vietnam 1 7 8 3 5 
Summe 145 108 253 108 145 
 
 
Im vergangenen Jahr wurden in unseren 
Karlsruher, Ettlinger und Stutenseer 
Sprechstunden 253 Beratungsgespräche 
geführt, die zum Teil wegen der Corona-
Bedingungen nur telefonisch stattfinden 

konnten. Die Beratung betraf sowohl 
Frauen als auch Männer und ganze Fami-
lien. 
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Nicht notiert wurden zahlreiche Telefona-
te, die unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von zu Hause mit Klientinnen und 
Klienten geführt haben. 
In der Tabelle auf der vorstehenden Seite 
werden die Beratungen hinsichtlich der 
Herkunftsländer der Klientinnen/Klienten 
und aufgeteilt nach Männern und Frauen 
sowie Erst- und Folgekontakten darge-
stellt. 
Die Besucherinnen und Besucher kamen 
aus 33 Ländern, bei 9 Kontakten wurde 
die Nationalität nicht notiert. Mit Männern 
wurden 145 Gespräche und mit Frauen 
108 Gespräche geführt. Von den 253 Be-
ratungsgesprächen waren 108 Erstkontak-
te, 145 Gespräche wurden mit Personen 
geführt, die uns mehrfach aufsuchten. Es 
zeigt sich oft, dass viele Fälle sehr zeit-
aufwändig sind, viele Klienten*innen 
kommen ein zweites Mal, andere noch 
öfter. So kontaktierten uns ein Nigerianer 
und eine Vietnamesin sogar siebenmal, 
ein weiterer Nigerianer, ein Syrer sowie 
eine Bosnierin kontaktierten uns je drei-
mal. Einzelne Mitglieder des Vereins ha-
ben im Rahmen einer Beratung sehr viele 
Kontakte wahrgenommen, so kam es etwa 
zu einer Bosnierin, welche von einem Ver-
einsmitglied zu Terminen begleitet wird, zu 
insgesamt 67 Kontakten, die zu den auf-

geführten 253 Kontakten hinzugerechnet 
werden müssten.  
Unsere Statistik kann die reale Menge und 
das Ausmaß der Beratungsarbeit nicht in 
Gänze widerspiegeln 
55,7% der 253 Besucherinnen und Besu-
cher kamen aus dem Stadtgebiet, 41,1% 
kamen aus dem Landkreis und 3,2% ka-
men von weiter her. 
Das Hauptanliegen unter den Beratungs-
wünschen war 2021 die Bitte um Unter-
stützung bei Problemen mit dem jeweili-
gen Aufenthaltsstatus. 14,9 % hatten die-
ses Anliegen. An zweiter Stelle der Bera-
tungswünsche (11,5%) stand die Anfrage 
wegen Hilfe bei finanziellen Problemstel-
lungen. An dritter Stelle folgt  die Anfrage 
wegen Unterstützung bei der Suche nach 
einer Arbeits- bzw. Ausbildungsstelle. 
10,9% der Besucher *innen hatten dieses 
Anliegen. 
Dahinter folgt mit 9,8 % der Ratsuchenden 
die Suche nach einem Deutschkurs. Aber 
auch die Bitte um Unterstützung bei der 
Wohnungssuche (8 %) sowie bei ehe- und 
familienbezogenen Problemstellungen 
(6,9%) waren Gründe für die erbetene 
Beratung. 
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Mein Deutschunterricht im Coronajahr 2021 
 
In dieser schwierigen Zeit habe ich nie 
aufgehört zu unterrichten, habe aber mei-
ne Schülerzahl sehr reduziert und meist 
nur eine Person oder zwei zum Unterricht 
eingeladen. Widerwillig zwar aber allmäh-
lich haben wir uns an das ständige Tragen 
der FFP2-Masken gewöhnt und uns warm 
gekleidet wegen des häufigen Lüftens, das 
in dem Raum mit seinen drei großen Fens-
tern gut funktioniert. 
 
Die Schüler kamen nicht nur um Deutsch 
zu lernen, sondern auch wegen der Ab-
wechslung im langweiligen Corona-Alltag. 
 
Einige meiner Schüler*innen kamen aus 
Vietnam. Da die Gastronomie geschlossen 
war, konnten sie nicht arbeiten. Mit ihnen 
kann man sich gut auf Deutsch verständi-
gen. Sie suchen etwas Unterhaltung und 
wollen ihr Deutsch verbessern. 
 
39 mal  habe ich mich mit einem Kurden 
getroffen, der in der Ukraine Medizin stu-
diert hat. Er braucht die B2-Prüfung. Das 
Mündliche klappt wunderbar, aber die 
schriftliche Prüfung gut zu machen ist 
schier unmöglich. Adjektive mit bestimm-
tem, unbestimmtem oder keinem Artikel je 
nach Präposition in den richtigen Fällen 
einzusetzen, ist für einen Nicht-
Muttersprachler äußerst schwierig. Auch 
die Fülle des Vokabulars ist nach kurzem 
Aufenthalt im Land schwer zu meistern. 

Vor 20 Jahren reichte noch die B1-
Prüfung. 
 
Freude macht mir auch eine Frau aus Pa-
kistan, mit der ich mich nur auf Deutsch 
verständigen kann. Sie kommt so oft ich 
es ihr anbiete und bereitet den Unterricht 
nach, sodass sie wunderbar Fortschritte 
macht. 
 
Corona ist für viele eine Katastrophe. 35 
mal übte ich mit einem Inder, der einen 
Kredit aufgenommen hat, um hier am KIT 
seinen Master zu machen. Er hat nicht alle 
Prüfungen geschafft. Jetzt reicht das Geld 
nicht mehr. 
 
Seit Oktober treffe ich mich auch wieder 
einmal in der Woche mit meiner Gruppe 
der „Alten“, die schon so viele Jahre dabei 
sind. Die Russin ist so alt wie ich, die bei-
den Syrer vielleicht sieben Jahre jünger 
und die Somalierin ist die jüngste. Sie 
kommt, damit sie das Lesen nicht wieder 
verlernt. 
 
In unserem Deutschunterricht wurden 16 
Schüler und Schülerinnen aus 11 Ländern 
unterrichtet. 282 Stunden habe ich im letz-
ten Jahr unterrichtet, das forderte mich 
und machte mich glücklich. 
 
Wiltrud Göppert 
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Öffentlichkeitsarbeit 
 

Neben unserer praktischen Arbeit in Bera-
tung und Deutschunterricht war uns von 
Anfang an die Öffentlichkeitsarbeit wichtig. 
Hier wollen wir über die Situation der hier 
lebenden Migranten*innen und Flüchtlin-
gen informieren, Hintergründe aufzeigen 
und gegebenenfalls zu politischen Ent-
scheidungen Position beziehen. 
 
Vieles von dem, was wir in anderen Jah-
ren getan haben, war 2021 nicht möglich, 
so z. B. Kontakte mit Schulen oder Infor-
mationsstände. Die verbliebenen Möglich-
keiten nutzten wir: Im Januar berichtete 
Frau Dr. Schwarz unter dem Titel „Die 
vergessenen Kinder“ über ihre Arbeit im 
Flüchtlingslager Moria. Diese Veranstal-
tung musste online stattfinden genauso 
wie unser Beitrag zu den Wochen gegen 
Rassismus im März (siehe S. 21). 
 
Am 22. Juli konnte dann eine Präsenzver-
anstaltung stattfinden: Unser langjähriger 
Mitarbeiter Herr Dreutler zeigte seinen 
Film „Wo ist die Gerechtigkeit geblieben?“ 
über die schwierige Situation einer Familie 
aus dem Kosovo. Der zahlreiche Besuch 
und die anschließende rege Diskussion 
ließ die Freude darüber erkennen, sich 
endlich wieder einmal persönlich zu be-
gegnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mit Mahnwachen auf Menschenrechtsver-
letzungen hinzuweisen und öffentlich Zei-
chen zu setzen ist für uns ein wichtiger 
Beitrag zu einer wachen Gesellschaft. So 
waren wir Mitinitiatoren einer Mahnwache 
gegen den Einmarsch der Türkei in das 
syrische Kurdengebiet. 
 
Eine große internationale Aktion, an der 
sich mehr als 200 Gruppierungen beteilig-
ten, war die „Rettungskette für Menschen-
rechte und gegen das Sterben im Mittel-
meer“ am 18. September. Sie ging von 
Hamburg durch Deutschland, Österreich, 
Italien bis ans Mittelmeer und sollte die 
europäische Politik an ihre Verantwortung 
für die Menschenrechte erinnern. Viele 
von uns waren dabei. 
 
Am Tag der Menschenrechte, dem 10. 
Dezember, fand wie jedes Jahr eine 
Mahnwache statt; in diesem Jahr erinnerte 
sie an das Schicksal der Jesidinnen. Ver-
anstaltet wurde sie gemeinsam mit Am-
nesty International, dem Internationalen 
Begegnungszentrum und der Gesellschaft 
für bedrohte Völker. 
 
Wir hoffen sehr darauf, dass wir in diesem 
Jahr wieder mehr Gelegenheit haben, 
über unsere Arbeit zu berichten. 
 
Gertrud Stihler 
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Internationale Wochen gegen Rassismus 
 
Im Jahre 2021 fanden in Karlsruhe vom 
16. – 28. März die Internationalen Wochen 
gegen Rassismus statt, nachdem diese im 
Jahr 2020 wegen Covid-19 Pandemie ab-
gesagt werden mussten. 
 
Ziel der Internationalen Wochen gegen 
Rassismus ist, das Thema Rassismus auf 
die Tagesordnung der Stadtgesellschaft 
zu bringen. Sie wurden im Jahr 2021  von 
dem Netzwerk gegen Rassismus organi-
siert und von dem Kulturamt der Stadt 
Karlsruhe gefördert.  
 
Über 40 Vereine, Initiativen und Organisa-
tionen mit über 65 Veranstaltungen mach-
ten mit und der Verein Freunde für Frem-
de ebenfalls. Es tat gut zu wissen, dass 
wir einer von vielen sind, die sich gegen 
den alltäglichen Rassismus positionieren. 
Der Verein Freunde für Fremde setzt sich 
seit 1999 für die Rechte von Geflüchteten 
und Migrant*Innen ein. Mit einem Angebot 
von Beratung, über Deutschunterricht so-
wie der Unterstützung bei der Hinführung 
zum Arbeitsmarkt. Darüber hinaus ist der 
Verein eine Anlaufstelle rund um das 
Thema Asyl und Aufenthalt. 
 
Unsere Veranstaltung hatte den Titel: 
„Woher kommst Du?“ – Neugier oder Ras-
sismus? 
Eine Diskussion über die Folgen einer 
alltäglichen Frage 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es handelte sich bei dieser Veranstaltung 
um einen Filmbeitrag von Mai Thi Nguy-
en-Kim, Wissenschaftsjournalistin und 
Fernsehmoderatorin bei ARD und ZDF. 
Das anschließende online Gespräch wur-
de moderiert von Marion Schuchardt. 
Hierbei geht es um die Wirkung der Frage 
„Woher kommst Du?“. Es gibt seit Jahren 
eine Diskussion über diese Frage, wobei 
manche Vertreter*innen der Mehrheitsge-
sellschaft dazu neigen, das reine Interesse 
an der anderen Person, die offensichtlich 
einen Migrationshintergrund hat, zu beto-
nen ohne zu hinterfragen, was diese Fra-
ge bei dem Gegenüber auslösen kann. 
Diese oft gestellte Frage löst nicht  selten 
ein Unbehagen aus, da diese impliziert, 
dass die Person von anderswo herkommt, 
ihr Platz tatsächlich an einem anderen Ort 
ist, sie also nicht wirklich zu der Communi-
ty dazu gehört, obwohl sie oft seit Jahr-
zehnten hier lebt, arbeitet und hier soziali-
siert ist. 
 
Daraus ergeben sich die Fragen, wie wol-
len wir miteinander umgehen, wie wollen 
wir kommunizieren. Ein Plädoyer für eine 
größere Sensibilität, Respekt und Wert-
schätzung. 
 
Marion Schuchardt 
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Ehrendes Gedenken an Erika Pintschovius 
 
Im vergangenen Jahr verstarb unsere Mit-
arbeiterin Erika Pintschovius. Seit Beste-
hen unseres Vereins und solange es ihre 
Gesundheit erlaubte, war Frau Pintscho-
vius in unserem Verein aktiv. 
 
Der Schwerpunkt ihres Engagements war 
dabei der Deutschunterricht, wo sie sich 
liebevoll und geduldig vor allem der Al-
phabetisierung Geflüchteter widmete .Mit 
warmem Herzen und Großzügigkeit ging 
ihre Hilfe dabei allerdings weit über das 

reine Lehren hinaus; wo immer sie Not 
erkannte, war sie bemüht sie zu lindern 
und so die oft sehr schwierige Situation 
der Geflüchteten zu erleichtern. 
 
Daneben bereicherte sie mit ihren Ideen 
die Arbeit im Verein. Wir und die Men-
schen, mit denen sie zu tun hatte, sind 
voller Dankbarkeit für ihr Engagement und 
bewahren ihr ein ehrendes Andenken. 
 
Gertrud Stihler 
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Wir danken vielen… 
 
Hinter uns liegt ein weiteres Jahr, das ge-
prägt war von den Auswirkungen der an-
dauernden Corona-Pandemie. Dies festig-
te neue Methoden der Beratungsarbeit, 
dies forderte aber auch Kreativität im Fin-
den von neuen Lösungen für Zusammen-
künfte, Veranstaltungen und weiterem 
mehr. Gerade in dieser schwierigen Zeit 
war die gute Zusammenarbeit mit der Lei-
tung des Internationalen Begegnungszent-
rums besonders hilfreich. Wir danken dem 
gesamten Team, besonders schätzen wir 
die große Hilfsbereitschaft des Hausmeis-
ters Herrn Frickel. 
 
Es tut gut in diesen Zeiten zu wissen, dass 
wir uns gemeinsam mit vielen Organisati-
onen in dieser Stadt einsetzen gegen 
Rassismus und gegen Diskriminierung. 
Über die Zusammenarbeit mit anderen 
Menschenrechtsorganisationen vor Ort, 
vor allem mit der Gesellschaft für bedrohte 
Völker, Amnesty International, der Flücht-
lingshilfe, der Seebrücke – um nur einige 
zu nennen – sind wir dankbar. 
 
Wir erleben eine gute Vernetzung mit ver-
schiedenen Beratungsstellen und Ämtern,  
 

das Büro für Integration und das Auslän-
deramt sollen hier stellvertretend für viele 
genannt werden – ihnen allen ein herzli-
ches Dankeschön! 
 
Der Stadt Karlsruhe danken wir für einen 
Miet- und Sachkostenzuschuss. Vor allem 
danken wir unseren Vereinsmitgliedern, 
die uns mit ihren Jahresbeiträgen und 
manchen zusätzlichen Gaben unterstützen 
sowie denen, die mit unserer Arbeit ver-
bunden sind, sehr herzlich. 
 
Hilfreich ist uns im letzen Jahr auch die 
Gertrud-Maria-Doll-Stiftung gewesen, die 
es uns ermöglichte, alleinerziehende 
Frauen in einer Notlage zu unterstützen. 
Konkrete Hilfen, die unser Verein mit sei-
nen geringen finanziellen Mitteln niemals 
leisten könnte. Herzliche Dank denen, die 
diese Stiftung verwalten! 
 
Im Jahr 2021 stand das Thema Flüchtlinge 
nicht im Blickpunkt der öffentlichen Auf-
merksamkeit. Gerade da war es gut zu 
wissen, dass wir mit unserem Engagement 
nicht alleine sind 
 
Marion Schuchardt 
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Freunde für Fremde e. V.   
- eine Initiative zur Begegnung von Flüchtlingen, Migrantinnen, Migranten und Deutschen 
Kaiserallee 12 d, 76133 Karlsruhe (im Internationalen Begegnungszentrum)  
Telefon: 0721 84 53 41 
Fax:  0721 8315560 
E-Mail: freunde-fuer-fremde@gmx.de 
Straba-Haltestelle: Yorckstraße Linien S5, S2, S11, 2, 6 
 
Kontakt: 
Beratung:  Dienstag 15.30 -17.00 Uhr sowie Donnerstag 10-13 Uhr und nach Vereinbarung. 
Deutschunterricht: Montag + Mittwoch 10.00 - 13.00 Uhr und nach Vereinbarung.  
Anmeldung für Deutschunterricht: Montag 10.00 – 10.30 Uhr. 
 
Vorstand 
Marion Schuchardt, Vorsitzende, Angelika Steffen, stellv. Vorsitzende, Andreas Wellmer, 
stellv. Vorsitzender, Dr. Franҫoise Hammer, Schriftführerin, Dr. Rüdiger Schwenke, Kassie-
rer, Wiltrud Göppert, Beisitzerin und Heidi Heger, Beisitzerin 
 
Bankverbindung 
Kontoinhaber: Freunde für Fremde e.V. 
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IBAN: DE88 6605 0101 0108 2839 53, BIC: KARSDE66XXX 
 
Für die in diesem Jahresbericht enthaltenen Beiträge sind die jeweiligen Verfasser*innen 
verantwortlich. Sie entsprechen nicht unbedingt der Meinung des Vereins. 
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